
abredung zum Hochverrat in Einklang stehen. Er ver­
kennt dabei, daß es angesichts des Terrorcharakters 
des Breslauer Urteils nicht ausschlaggebend darauf an­
kommt, welches Gesetz für dieses Urteil angewandt 
wurde. Nidit die Bestimmungen, auf denen das Urteü 
beruhte, sondern sein Zweck und seine Wirkung sind 
entscheidend.

c) In weiteren Ausführungen verharmlost das ange- 
fochtene Urteil die aktive Teilnahme des Angeklagten N. 
an der terroristischen Verhandlungsführung im Bres­
lauer Prozeß. Die Mißhandlung der Angeklagten im 
Ermittlungsverfahren sollen dem Angeklagten N. nur 
als Verfehlungen von Einzelpersonen erschienen sein. 
Die der Pflicht zur Aufklärung der materiellen Wahrheit 
zuwiderlaufende Frage des damaligen Vorsitzenden an 
den Arzt, ob die Verletzungen des P. möglicherweise 
auf ein „Umfallen“ zurückgeführt werden können, 
sollen den Angeklagten N. ebenfalls nicht zur Erkennt­
nis über den nazistischen Charakter des Gerichts ge­
bracht haben. Die Feststellung der Einschüchterung 
des damaligen Angeklagten E. durch den heutigen An­
geklagten N., die sich darin manifestierte, daß N. den E. 
mit den Worten, es sei eine unerhörte Frechheit, der 
Aufforderung des Vorsitzenden, sich hinzusetzen, nicht 
sofort nachzukommen, anfuhr, erscheint dem angefoch­
tenen Urteil merkwürdig, aber keineswegs dafür ge­
eignet, bei einer Verurteilung des Angeklagten N. als 
Baustein verwandt zu werden. Auch das Aufspringen 
des gesamten Breslauer Senats einschließlich N. zum 
Zeichen des Protestes gegen den Freisprechungsantrag 
des Kechtsanwalts Sch. und die Nichtgewährung des von 
dem Rechtsanwalt Sch. infolge der Mißhandlungen 
durch SA-Leute in einer Verhandlungspause erbetenen 
Schutzes durch den Vorsitzenden, wird vom angefoch­
tenen Urteil mit dem Hinweis abgetan, daß möglicher­
weise der Freisprechungsantrag so unsachlich gewesen 
sei, daß er Empörung auslösen mußte, und im übrigen 
derartige Vorkommnisse sich auch in der Weimarer 
Justiz zugetragen haben sollen.

Dies geht keinesfalls an. Sachlich erheblich ist die 
Untätigkeit des Angeklagten gegenüber der Frage des 
Vorsitzenden, ob die Verletzungen P.s auf ein „Um­
fallen“ zurückgeführt werden könnten. Hier hätte der 
Angeklagte von seinem Fragerecht (§ 240 Abs. 1 StPO) 
Gebrauch machen müssen, ob ein solches „Umfallen“ 
wahrscheinlich, wodurch es verursacht worden sei usw. 
Die Einschüchterung des damaligen Angeklagten E. 
läßt eine deutliche Voreingenommenheit erkennen, zu­
mal N. ein derartiges Eingreifen nicht oblag. Offen­
sichtliche Gewaltmethode, also nazistisch, war das Ver­
halten des Gerichts, einschließlich N.s, dem Rechtsanwalt 
Sch. gegenüber. Völlig abzulehnen ist die Auffassung 
des Oberlandesgericht Halle, es sei unter Umständen 
möglich gewesen, daß der Freisprechungsantrag „so un­
sachlich war, daß er Empörung auslösen mußte“. Auch 
das Oberlandesgericht Halle wird anerkennen müssen, 
daß in einem nazistischen Terrorprozeß der Verteidiger 
Recht und Veranlassung dazu hatte, Freisprechung zu 
beantragen. Der Hinweis auf nazistische Tendenzen in 
der Weimarer Justiz wurde bereits behandelt.

Auch bezüglich der subjektiven Seite der Tat des 
Angeklagten kommt das angefochtene Urteil zu dem 
Ergebnis, daß der festgestellte Sachverhalt eine Ver­
urteilung nicht rechtfertige.

aa) Zunächst versucht das angefochtene Urteil nach­
zuweisen, daß der Angeklagte nicht nazistisch geurteilt 
haben könne, weil er „Antifaschist“ gewesen sei, also 
die subjektiven Voraussetzungen hierfür fehlten. Über 
die hierbei vom angefochtenen Urteil angewandte 
Methode und den Wert der dieser Schlußfolgerung zu­
grunde liegenden eidesstattlichen Versicherungen ist 
bereits das Erforderliche gesagt worden.

bb) Das Urteil des Landgerichts hat festgestellt, daß 
der Angeklagte N. durch seine Mitwirkung am Breslauer 
Prozeß Einsicht in die terroristischen Methoden der 
Nazijustiz hatte und daß diese Methoden durch das 
Gesetz vom 24. April 1934, das Strafschärfungen für 
Hochverrat brachte, und durch das teilweise Hinaus­
gehen über die Strafanträge im Urteil für den An­
geklagten erkennbar zu Tage traten. Hierzu führte das 
angefochtene Urteil aus, daß das Nazigesetz vom
24. April 1934 gegen die damaligen Angeklagten nicht 
angewandt worden sei, verkennt aber dabei, daß die 
Tatsache des Erlasses des Gesetzes dem Angeklagten,

der als Strafrichter in Hochverratsprozessen amtierte, 
bekannt war. Es ist unerheblich, ob dieses Gesetz im 
Breslauer Prozeß angewandt worden ist, seine Existenz 
allein mußte dem Angeklagten weitere Klarheit über die 
terroristische Zielsetzung der Nazijustiz geben. Aber 
auch ohne Erlaß des „Gesetzes“ vom 24. April 1934 zeigte 
die lebende Praxis des Naziterrors seit der „Macht­
ergreifung“ dem Angeklagten, welche Aufgaben die 
politische Strafjustiz, in der er tätig war, zu erfüllen 
hatte.

Die Feststellung, daß das Hinausgehen über die Straf­
anträge im Breslauer Urteil gegen die Humanität ver­
stoßen hat, fertigt das angefochtene Urteil damit ab, daß 
diese Schlußfolgerung „ein nachdrücklichst abzulehnen­
der Verstoß gegen die Denkgesetze und Erfahrungs­
sätze“ sei. Hierbei übersieht das angefochtene Urteil 
jedoch, daß zwar im Einzelfall ein Gericht über die 
Strafanträge der Staatsanwaltschaft hinausgehen kann, 
wenn die Sühne der abzuurteilenden Straftat dies er­
fordert, daß das aber niemals bei einem gegen Gegner 
des Nazismus angestrengten Strafprozeß der Fall sein 
konnte. Unter dem Nazismus war die Staatsanwaltschaft 
in solchen Fällen die brutalste Behörde der deutschen 
Justiz, (Vgl. Ernst Melsheimer in NJ 1950 S. 6.) Wenn 
ein Gericht unter der Hitlerdiktatur noch über Straf­
anträge der Staatsanwaltschaft hinaus ging, so zeigte 
es seinen terroristischen Charakter mit aller Deut­
lichkeit. Ein derartiges Verhalten ist ein Verstoß gegen 
die Humanität. Diese Taten sind ein aus politischen Be­
weggründen begangenes Verbrechen gegen Gegner des 
Nationalsozialismus und bedeuten außerordentliche Un­
terstützung der nationalsozialistischen Gewaltherr­
schaft. Das war dem Angeklagten auch bewußt. Er ist 
also wegen eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit 
nach KRG Nr. 10 Art. II lc und Verbrechens nach KRD 
Nr. 38 Abschn. II Art. II Ziffer 1 u. 6 zu bestrafen. Das 
ihn freisprechende Urteil muß daher auch wegen 
sachlich-rechtlicher Gesetzesverletzungen aufgehoben 
werden.

Die Freisprechung des Angeklagten verstößt aber 
darüber hinaus auch gröblich gegen die Gerechtigkeit. 
KRG Nr. 10 und KRD Nr. 38 sind erlassen, um 
nazistische Untaten zu sühnen. Die Gerichte haben die 
Aufgabe, diese Verbrecher einer gerechten Bestrafung 
zuzuführen. Das angefochtene Urteil läßt diese Aufgabe 
in einem schwerwiegenden Fall, in dem der Angeklagte 
mit besonders intensivem, wiederholt bestätigtem Vor­
satz gehandelt hat, unerfüllt. Es muß daher auch aus 
diesem Grunde aufgehoben werden.

Da das auf die Revision des Angeklagten ergangene 
Urteil des Oberlandesgerichts Halle aufgehoben wird, 
muß über die Revision erneut entschieden werden; 
denn das Verfahren ist damit in die Lage zurückver­
setzt, in der es sich vor Erlaß des aufgehobenen Urteils 
befunden hat. Die Entscheidung über eine Revision ist 
eine Entscheidung über Rechtsnormen. Über die nicht 
richtige Anwendung oder Nichtanwendung von Rechts­
normen ist das Kassationsgericht zu entscheiden ver­
pflichtet; eine Zurückverweisung ist daher nicht statt­
haft.

Das ergibt sich aus der entsprechenden Anwendung 
des § 354 Abs. 1 StPO auf das Kassationsverfahren. Der 
Grundgedanke dieser Bestimmung ist, daß das Revi­
sionsgericht in der Lage sein muß, unnötige Verzöge­
rungen des Verfahrens zu vermeiden. Zu Sachentschei­
dungen ist es dann in der Lage, wenn der tatsächliche 
Sachverhalt vom Untergericht einwandfrei festgestellt 
ist und der Angeklagte bei einer Entscheidung des Un­
tergerichts nicht besser gestellt werden kann. Im Kas­
sationsverfahren gegen ein Revisionsurteil entspricht 
der Entscheidung des Revisionsgerichts die Entschei­
dung des Kassationsgerichtes über die eingelegte Re­
vision. Die Entscheidung des Revisionsgerichts kann 
nur die Zurückweisung der Revision, die Zurückwei­
sung der Sache oder die eigene Sachentscheidung zum 
Inhalt haben.

Verwiese das Kassationsgericht nach Aufhebung des 
angefochtenen Revisionsurteils die Sache an das Re­
visionsgericht zurück, so würde dieses seine auf Rechts­
anwendung beschränkte Entscheidung nur nach der 
vom Kassationsgericht vorgenommenen rechtlichen Be­
urteilung zu treffen haben, da § 358 Abs. 1 StPO auf das 
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